
Kurzbericht 

Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten, Medien und Regionalentwicklung 
(12. Sitzung am 9. Januar 2014) 

Beratungsthemen: 

Nicht öffentlicher Sitzungsteil 

1. Eingaben 
 
Der Ausschuss behandelte zwei Eingaben. 

Öffentlicher Sitzungsteil 

2. a) Freihandelsabkommen zwischen der EU und den USA - Interessen 
Niedersachsens wahren, europäische Standards sichern 
Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/458 
 

 b) Transatlantisches Freihandelsabkommen zwischen der EU und den USA - 
Gemeinsame Stärken nutzen, europäische Standards bewahren, 
Wettbewerbsfähigkeit Niedersachsens verbessern! 
Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP - Drs. 17/1091 
 

 Der Ausschuss setzte den Antrag zu b) einvernehmlich zusätzlich auf die Tagesordnung. 
Zu dem Antrag zu a) lag ein Änderungsvorschlag der Fraktionen der SPD und der Grünen 
vom 11. November 2013 vor. Der Ausschuss bat den Unterausschuss „Verbraucherschutz“ 
um eine Stellungnahme zu den Anträgen und stellte deren abschließende Behandlung 
zurück. 
 

3. Landesregierung muss bei EU-Förderperiode 2014 bis 2020 auf bedarfsgerechte und 
regional ausgewogene Schwerpunktsetzung achten! 
Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/267 
 
Die CDU-Fraktion kündigte an, dass sie ihren Antrag zurückziehen wird. 

  
4. Für ein partnerschaftliches Handeln - Einführung entwicklungspolitischer Leitlinien 

für das Land Niedersachsen 
Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/827 
 
Der Ausschuss schloss die Beratung des Antrags ab. Mit den Stimmen der Fraktionen der 
SPD und der Grünen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU und der FDP empfahl er 
dem Landtag, den Antrag anzunehmen. 

  
5. Öffentlich-rechtliche Medien für alle öffnen: Internetangebote zukunftsfähig 

gestalten! 
Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/838 
 
Der Ausschuss setzte diesen Punkt von der Tagesordnung ab. 

  
6. Haushaltsabgabe 2013 - ein Erfolgsmodell darf nicht versagen 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/969 
 
Der Ausschuss setzte diesen Punkt von der Tagesordnung ab. 

  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/0001-0500/17-0458.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1001-1500/17-1091.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/0001-0500/17-0267.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/0501-1000/17-0827.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/0501-1000/17-0838.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/0501-1000/17-0969.pdf
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7. Das Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen in seiner 
erfolgreichen Struktur erhalten 
Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/824 
 
Der Ausschuss führte die Mitberatung des Antrags durch. Mit den Stimmen der Fraktionen 
der SPD und der Grünen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU und der FDP 
empfahl er dem federführenden Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und Landesentwicklung, dem Landtag die Ablehnung des Antrags 
vorzuschlagen. 

  
8. Beteiligung des Landtages in Angelegenheiten der EU 

Unterrichtungswünsche für die nächste Sitzung 
 
Der Ausschuss kam überein, zu dem Freihandelsabkommen eine Anhörung 
durchzuführen. 

  
9. Verschiedenes 

 
Der Ausschuss behandelte Terminfragen. 

  
10. Auswirkung der EU-Freizügigkeitsrichtlinie 

 
Der Ausschuss führte eine Anhörung durch. Angehört wurden: 
 
- Botschaft von Rumänien in der Bundesrepublik Deutschland 
- Katholisches Büro Niedersachsen, Konföderation evangelischer Kirchen in 

Niedersachsen 
- Stadt Hannover 
- Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen Spitzenverbände 
- Bundesagentur für Arbeit, Regionaldirektion Niedersachsen-Bremen 
- Unternehmerverbände Niedersachsen e. V. 
- Landesvertretung der Handwerkskammern Niedersachsen 
- Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
- DGB Niedersachsen-Bremen-Sachsen-Anhalt 
- LAG der Freien Wohlfahrtspflege in Niedersachsen e. V. 
- Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e. V. 
- EU-Kommission, Vertretung der Europäischen Kommission in Deutschland 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/0501-1000/17-0824.pdf

